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1 Einleitung

1.1 Vorbemerkungen
Die Gemeinde Mildstedt plant die Aufstellung der 8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13 für 

das Gebiet südlich des Süderweges, westlich der Allee und nordöstlich der Osterreihe.

1.2 Anlass der Planung
Im Geltungsbereich der 8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13 soll die Errichtung von 

Gebäuden mit zwei Vollgeschossen und eine Erhöhung der Traufhöhe auf maximal 6 m zulässig 

sein. Da im westlichen Bereich des Geltungsbereiches die Bebauung um ca. 2 m in den 

Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13 hineinragen soll, wird der 

Geltungsbereich der 8. Änderung des Bebauungsplans um 5 m in den Geltungsbereich der 7. 

Änderung des Bebauungsplans verschoben.

1.3 Lage und Umfang des Plangebietes
Das Plangebiet der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 15 umfasst teilweise das Flurstück 376 

und 99/11 der Flur 5 in der Gemarkung Mildstedt. Die Flächengröße des Geltungsbereiches 

beträgt 8.605 m2.

1.4 Verfahren
Die 8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13 soll gemäß § 13a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit 

§ 13 im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Es handelt sich bei dem Planvorhaben um 

Änderung der zulässigen Anzahl der Vollgeschosse und die Erhöhung der zulässigen Traufhöhe 

in einem festgesetzten Dorfgebiet, die die Grundzüge der Planung nicht wesentlich berühren. 

Eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgüter besteht aufgrund 

der Planänderung nicht. Ebenso wird keine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, begründet.

Es werden gemäß 13a Abs. 2 Nr.1 BauGB die Verfahrensvorschriften des vereinfachten 

Verfahrens nach § 13 BauGB angewendet. Dabei wird gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB von der 

frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. Es 

wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem 

Umweltbericht nach § 2 a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 BauGB, welche Arten 

umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung § 

10 Abs. 4 BauGB abgesehen. § 4 c BauGB wird nicht angewendet.

Die (. Änderung des B-Plans Nr. 13 greift mit einer Breite von 5 m in den Geltungsbereich der 7. 

Änderung des B-Plans Nr. 13 ein. Dieser Bereich wird durch die 8. Änderung des B-Plans Nr. 13 
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mit dem festgesetzten Geltungsbereich ersetzt. Es gelten hier die Festsetzungen der 8. Änderung 

und alle weiteren Festsetzungen der 5. Änderung des B-Plans Nr. 13.

2 Inhalte der Planänderung

2.1 Maß der baulichen Nutzung

In dem Bereich des festgesetzten Dorfgebietes MD B war ursprünglich nur ein Vollgeschoss 

zulässig. Bei dem vorhandenen Gebäudebestand handelt es sich um einen ehemaligen 

landwirtschaftlichen Betrieb mit Wohnhaus und Wirtschaftsgebäuden. Das Wohngebäude ist von 

der Bauweise her ein eingeschossiges Gebäude mit einer Deckenhöhe von ca. 3m und einem 

Kniestock und einem um 30° geneigtem Dach. Da ein Teil der Stallungen abgerissen und ein 

Anbau an das Wohnhaus erfolgen soll, ergibt sich für den Anbau, bei Einhaltung der Firsthöhe 

des Bestandsgebäudes und den heute üblichen Deckenhöhen von ca. 2,40 m eine vertikale 

Gliederung in zwei Vollgeschosse. Da sich durch die Zweigeschossigkeit am städtebaulichen 

Erscheinungsbild des durch den Gebäudebestand des ehemaligen landwirtschaftlichen Betriebes 

geprägten Bereich wenig ändern wird, erklärt die Gemeinde diese Änderung des Maßes der 

baulichen Nutzung für das ganze MD B für zulässig.

Durch die Änderung der Festsetzung von ein auf zwei zulässige Vollgeschosse muss auch die 

zulässige Traufhöhe geändert werden. Zulässig ist nun eine Traufhöhe von minimal 2 m und 

maximal 6 m gemessen von der mittleren Gradientenhöhe des zum Gebäude gehörenden 

Straßen- bzw. Gebäudeabschnittes bis Schnittkante der Außenwand mit der Dachhaut. Ein 

Krüppelwalm und landwirtschaftliche Gebäude sind von dieser Festsetzung ausgenommen.

2.2 Baugrenzen

Die Lage der Baugrenze im westlichen Geltungsbereich schließt direkt an die Baugrenze im 
Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplans an.

Weitere Festsetzungen des B-Plans Nr. 13

Alle anderen Festsetzungen der 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13 bleiben bestehen.

3 Wesentliche Auswirkungen der Planung

3.1 Nutzungen und Bebauung
Die Festsetzung einer zweigeschossigen Bebauung und die Erhöhung der zulässigen Traufhöhe 

führt zu keiner wesentlichen Änderung im städtebaulichen Erscheinungsbild, da das Plangebiet 

bereits durch landwirtschaftliche Gebäude mit einer ähnlichen Kubatur geprägt ist.
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Nachteilige Auswirkungen, die sich durch die Planung für die unmittelbar Betroffenen in ihren 

persönlichen Lebensumständen im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich voraussichtlich 

ergeben können, sind nicht zu erkennen.

3.2 Umweltauswirkungen
Mit der 8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13 sind keine Eingriffe in einzelnen Schutzgüter zu 

erwarten. Die Fläche ist stark durch die bisherigen Nutzungen vorgeprägt.

Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ergeben sich aus den Festsetzungen der 8. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 13 nicht.

Mit der Rechtskraft der 8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13 wird der überplante Bereich der 
7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13 in die 8. Änderung einbezogen.

4 Abschließende Erläuterungen

4.1 Maßnahmen der Planrealisierung und der Bodenordnung

Gemäß städtebaulichem Vertrag übernimmt der Vorhabenträger die Kosten der Bauleitplanung. 
Maßnahmen der Bodenordnung sind nicht erforderlich.

4.2 Rechtsgrundlagen

Für das Bauleitplanverfahren finden folgende Vorschriften Anwendung:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Juli 2023 (BGBl I Nr. 221)

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. IS. 3786) 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 03. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 176)

• Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 S. 58) geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

• Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung vom 22. 
Januar 2009, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Juli 2024 (GVOBI. 
S. 504)

Die Begründung wird gebilligt.

Mildstedt, den /..


